
NeuerChef für angeschlageneBehörde
Beförderung DamianDürr heisst der neue Leiter der Innerrhoder Staatsanwaltschaft, die in den vergangenen

MonatenNegativschlagzeilen gemacht hat. ErsteOptimierungsschritte hatDürr bereits eingeleitet.

Er tritt kein leichtes Erbe an, ist
aber auch kein Neuling auf dem
Gebiet: Der 32-jährige Altstätter
Damian Dürr übernimmt per
1. NovemberdenPostendesLei-
tenden Staatsanwalts in Appen-
zell Innerrhoden.Erbeerbtdamit
HerbertBrogli, dernachdiversen
organisatorischenUnzulänglich-
keiten und zuletzt einem tragi-
schenVerjährungsfall seinenSes-
sel räumenmusste (Ausgabevom
12. September).

Damian Dürr kennt die In-
nerrhoder Verhältnisse. 2015
wurdeerBrogli als zweiter Staats-
anwalt zur Seite gestellt. Nach
Broglis Abgang diesen Septem-
ber hat er die Leitung interimis-
tischübernommen.Dürrhatden
Master of Law 2011 in Fribourg
abgeschlossen. Von 2013 bis zu
seiner Anstellung in Appenzell

war er imUntersuchungsamtAlt-
stätten zunächstPraktikant, spä-
ter juristischerAssistent undAu-
ditormit beschränkten staatsan-
waltlichen Befugnissen.

Verhältnis zurKripo
hat sichverbessert

Bei der Innerrhoder Staatsan-
waltschaft haben sich indenver-
gangenen Jahren etliche Verfah-
renverzögert undangestaut.Ge-
mäss einemBericht desZuger alt
Regierungsrats Hanspeter Uster
über die Arbeitsweise undOrga-
nisationsstruktur der Staatsan-
waltschaft lag dies vor allem an
derungenügendenKoordination
undZielstrebigkeit inderVerfah-
rensabwicklung. Zudemwar das
Verhältnis zwischenStaatsanwalt
und Kriminalpolizei «unter-
kühlt»,wieLandesfähnrichMar-

tin Bürki es sagt. Bereits mit der
EinsetzungDürrs als Interimslei-
ter der Untersuchungsbehörde
habe sich die Gesprächskultur
deutlich verbessert.

Nun sollen nebst derReorga-
nisation und Präzisierung der
Aufgabengebiete der Justizauf-

sicht (Ausgabe vom 22. Okto-
ber) auch interneMechanismen
angepasst werden. Dürr hat in
den letzten Wochen bereits die
Verfahrensabläufe überarbeitet
und Verfahrensschritte termi-
niert. «Alle Verfahren wurden
einem ‹Ampelsystem› unterzo-
gen», soMartin Bürki. Somit er-
gebe sich eine Art Frühwarnsys-
tem, um künftig Verjährungen
zu vermeiden.

PersonelleAufstockung
nochnichtvomTisch

Schon mehrfach Thema war die
Erhöhung der Stellenprozente.
Dies geschah 2015 mit der Ein-
stellung Dürrs. Ob weiter aufge-
stocktwird, istderzeit nochoffen.
Erste Gespräche zwischen dem
neuen Leitenden Staatsanwalt
und dem Landesfähnrich haben

gemäss Landesfähnrich bereits
stattgefunden. «Eine Erhöhung
ergibt sich sicher schondadurch,
dass wir die Jugendanwaltschaft
integrieren», so Bürki. Zunächst
gilt es aber, die freigewordene
Stelle des zweiten Staatsanwalts
zu besetzen.

SeitNovember2017 ist Julian
Giesel als ausserordentlicher
Staatsanwalt angestellt, ummit-
zuhelfen, die Pendenzen abzu-
arbeiten. Giesels Engagement
wurde nunnochmals verlängert.
Die phasenweise Anstellung
eines ausserordentlichen Staats-
anwalts könnte generell eine Al-
ternativlösung zu einer Festan-
stellung sein, hiess es gesternauf
Anfrage aus der Ratskanzlei.

RomanHertler
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Damian Dürr, ab 1. November Lei-
tender Staatsanwalt in Appenzell
Innerrhoden. Bild: PD

Hebammen hoffen
auf Unterstützung

von Investoren

Geburtshaus DasCrowdfunding
fürdasGeburtshausSt.Gallen ist
beendet. 113 495 Franken von
308 Unterstützern kamen über
die Plattform lokalhelden.ch in-
nert 90 Tagen zusammen.
100000 Franken waren Finan-
zierungsschwelle. «Wir sind sehr
stolz und zufriedenmit dem Re-
sultat.Es zeigtuns,dasswir inder
Bevölkerung mit dem Geburts-
haus in St.Gallen auf grosses In-
teresse stossen», sagt Sabine
Kurz, eine der vier Hebammen
aus dem Appenzellerland, die
hinter dem Projekt stehen. Das
Geld soll ins Inventar fliessen.
Um dieses zu finanzieren sowie
die baulichen Massnahmen in
der neuen Überbauung Linden-
park imOstenderStadtSt.Gallen
bräuchten die Hebammen aller-
dings 250000 Franken (Ausga-
be vom29. September).

Wiegeht esnunweiter?«Wir
sind auf der Suche nach Investo-
ren imgrösserenStil», sagtKurz.
Sie bräuchten finanzielle Sicher-
heit in den ersten zwei Betriebs-
jahren.«DieseGelder suchenwir
inFormvonzinsreduziertenDar-
lehen.» Sicher ist die Finanzie-
rung also noch nicht. «Sollte das
Projekt scheitern, könnten wir
dieBeträge,diewirübersCrowd-
funding erhalten haben, zurück-
erstatten.» Ein sorgfältiger Um-
gangmit Spendengelderngehöre
zurakribischenPlanungder«Ge-
burt» desGeburtshauses.

EntscheidungAnfang
desneuenJahres

Die Initiantinnen sind bereits im
GesprächmitHebammen,die im
Geburtshaus arbeiten möchten,
Anfragen fürGeburtenhätten sie
schonmehrere erhalten.Und sie
zeigen sich zuversichtlich: «Das
Geburtshaus kommt zustande»,
meintKurz.«Wirarbeitenzielge-
richtet darauf hin, dass wir im
FrühlingunsereToreöffnenkön-
nen.»Obdasgelingt, hängt auch
davon ab, ob es dasGeburtshaus
aufdieSpitalliste schafft.DasGe-
sundheitsdepartement des Kan-
tons St.Gallen prüfe derzeit die
Unterlagen,heisst es aufAnfrage.
Es entscheidet imerstenQuartal
2019 über die Betriebsbewilli-
gungunddieRegierungüber die
Aufnahme des Geburtshauses
auf die Spitalliste. (kbr)

Millionengewinne – risikolos
Pauschalabgeltung DerKanton St.Gallen profitiert von einer Leistungsvereinbarungmit dem

Staatssekretariat fürWirtschaft. Die Verwaltung der Arbeitslosenkasse rentiert.

Christoph Zweili
christoph.zweili@tagblatt.ch

Die Verwaltungskosten für die
Arbeitslosenkasse lässt sich der
Kanton St.Gallen vom Staatsse-
kretariat für Wirtschaft (Seco)
seit 2009pauschal vergüten.Das
lohnt sich: Die Überschüsse aus
der Leistungsvereinbarung flies-
sen in die Staatskasse – sie wer-
den jedes Jahr in der Rechnung
ausgewiesen und sind damit öf-
fentlich. Aufgrund des guten
wirtschaftlichen Umfelds und
der tiefenArbeitslosigkeit erwirt-
schaftet die Arbeitslosenversi-
cherung (ALV) seit längerem
Überschüsse.DieseMillionenge-
winne versickern, wie es im TV-
Beitrag «ECO» vom Montag-
abend hiess. Der Vorwurf: Die
Kantone machten bei diesem
Systemmit. 2017flossen laut SRF
insgesamt knapp 730 Millionen

Franken, beziehungsweise 9,5
Prozent aller Einnahmen in die
AdministrationderArbeitslosen-
versicherung.

ZweiDrittel gingenandie re-
gionalen Arbeitsvermittlungs-
zentren RAV. Ein Viertel oder
rund 190Millionen Frankenwa-
ren Kosten für 34 kantonale und
private Arbeitslosenkassen mit
schweizweit 155 Zahlstellen.
Stein des Anstosses ist das Ent-
schädigungssystem. 8 von 34
Kassen – darunter die Kantone
Aargau, St.Gallen und Waadt –
sowie die Gewerkschaften Unia
und Syna, verrechnen ihre Ver-
waltungskosten nicht nach tat-
sächlichemAufwand, sonderner-
halten vom Seco pauschale Ent-
schädigungen, statt dass der
effektive Aufwand abgegolten
wird. Der St.Galler Volkswirt-
schaftschef Bruno Damann be-
stätigt die Aussagen im TV-Be-

richt: «Seit 2009 verzeichnete
derKanton laufendÜberschüsse
aus der Leistungsvereinbarung
mitPauschalabrechnung.»Diese
schwanktenzwischen2,18Millio-
nenFranken (2012)und0,45Mil-
lionen Franken (2016). «Im
Schnitt waren es 1,45 Millionen
Frankenpro Jahr», sagtDamann.
Die Verwaltungskosten der kan-
tonalen Arbeitslosenkasse lagen
im Jahr 2017 bei 7,9 Millionen
Franken.

Secoverhandelt aktuell
mitdenKassenträgern

Zu diesenBeträgen kommendie
Zahlen der privaten Kassen im
KantonSt.Gallendazu, zumBei-
spiel die Gewerkschaften Unia
und Syna. Die Unia reagierte
nicht aufdiegestrigeBitteumOf-
fenlegung der Ergebnisse der
letzten Jahre. Bei der Syna-Zahl-
stelle Deutschschweiz in Olten

gibt es zwarauchkeineZahlenzu
den Überschüssen in den Ost-
schweizer Kantonen. Immerhin
wird aber bestätigt, dassGesprä-
che zwischen dem Seco und den
Kassenträgern zudenLeistungs-
vereinbarungen und den gerüg-
tenPauschalen laufen.Dasduale
System von Effektiv- und Pau-
schalkassen habe sich bisher be-

währt: «Mit einer Pauschalent-
schädigungkannesbeiderKasse
unterUmständenzueinemÜber-
schuss kommen. Sie trägt aber
auch das Risiko, wenn die Ent-
schädigung die Leistungskosten
nicht deckt.»

FürRegierungsratBrunoDa-
mann ist klar, dassdieLeistungs-
vereinbarung neu ausgehandelt
werden muss. Die ALV-Gelder
seien für die Versicherten einzu-
setzen und die Verwaltungskos-
ten müssten optimiert werden.
«Mit den aktuellen Parametern
ist der Druck, die Kosten zu sen-
ken, für die Arbeitslosenkassen
zu gering.» Finanzielle Anreize
zuGunstenderKantone, die effi-
zient arbeiten, trügen dazu bei,
die Defizite bei der ALV einzu-
grenzen, sagtDamann.Dass das
jetzigeModell zu LastenderBei-
tragszahler gehe, verneint der
Volkswirtschaftschef.

BrunoDamann, Volkswirtschafts-
chef im Kanton St.Gallen.
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Einzelne Kantonemachenmit der Arbeitslosenkasse Gewinne, die Bezüger sind dringend auf die Beiträge angewiesen. Bild: Peter Klaunzer/KEY

Kommission für
HSG-Campus

Bildung Die vorberatende Kom-
mission des St.Galler Kantons-
parlaments unterstützt das Pro-
jekt für einen neuen HSG-Cam-
pus in der Stadt St.Gallen. Die
räumliche Entwicklung der Uni-
versität sei strategisch wichtig
und dringlich, teilt die Kommis-
sion mit. Die auf dem Areal am
Platztor geplante Erweiterung
derHSGsoll 207MillionenFran-
kenkosten.AndenAusgabenbe-
teiligen sich Bund, Universität
und Stadt St.Gallen.Der Kanton
wird den Löwenanteil von 160
Millionen Franken beisteuern.
DieKommissionhabedie fürdas
Projekt massgebende Entwick-
lungderStudierendenzahlenund
den Flächenbedarf kritisch hin-
terfragt. Es sei begrüsst worden,
dass«keineGebäudeaufVorrat»
geplant seien.DieNotwendigkeit
einer Erweiterung sei unbestrit-
tengewesen.DieVorlagewird im
November imParlament inerster
Lesung behandelt. (sda)
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